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Aktenzeichen: 1 AZR 528/85
B u n d e s a r b e i t s g e r i c h t  1. Senat Urteil vom ln. Juni 1987

- 1 AZR 52.8/85
I. Arbeitsgericht

Kiel
Urteil voip 9* Januar 1985 
- 4c Ca 1635/84 -

II. Landesarbeitsgerieht 
Schle sw i g-Ho1st e in

Urteil vom 6. Juni 1985 
- 5 Sa 112/85 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Betriebsstillegung, Restmandat des Betriebsrats

Gesetz: BetrVG % 111 Satz 2 Nr. 1, § 113 Abs. 3; Manteltarif­
vertrag für die Holz und Kunststoff verarbeitende In­
dustrie im Nordwestdeutschen Raum (MTN) Nr. 52

Leitsätze:
1. Macht der Arbeitgeber nach •einem Brand im Betrieb 
von der,durch den Tarifvertrag eingeräumten Möglich­
keit Gebrauch, allen Arbeitnehmern unter Einräumung 
eines Anspruches auf Wiedereinstellung für die Zeit 
nach Beseitigung der Brandschäden fristlos zu kündi­
gen, so liegt darin keine Betriebsstillegung im Sinne 
von § 111 Satz 2 Nr 1 BetrVG.
2. Entschließt sich der Arbeitgeber später, den Be­
trieb n i c h t  w i e d e r  au fzubauon und < i;!. r* Arbeitnehmer ni c h t  
wieder einzustellen, so liegt darin die Stillegung des 
Betriebes.
3- Zur Wahrnehmung seiner Beteiligungsrechte anläß­
lich dieser Betriebsstillegung behält der,Betriebsrat 
ein Restraandat, auch wenn die Arbeitsverhältnisse sei­
ner Mitglieder im Anschluß an den Brand ebenfalls frist­
los gekündigt wurden.
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1 AZR 528/85
5 Sa 112/35 Schleswig-Holstein
Verkündet am 
16. Juni 198?
Zeuner, 
Aratsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

in Sachen

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbe 
mündlichen Verhandlung vom 16. Jun 
denten Professor Dr. Kissel, die R 
Matthes sovfie die ehrenamtlichen R

itsgerichts aufgrund der 
i 1987 durch den Präsi- 
ichter Dr. Heither und 
ichter Janzen und Reisch

für Recht erkannt:
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Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein 
vom 6. Juni 1985 - 5 Sa 112/35 - aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung - auch Uber die Kosten der Revi­
sion - an das Landesarbeitsgericht zurückver­
wiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Beklagte betrieb eine Polstermöbelfabrik und beschäf­
tigte etwa 70 Arbeitnehmer. Auf die Arbeitsverhältnisse fand der 
Manteltarifvertrag für die Holz und Kunststoff verarbeitende 
Industrie im nordwestdeutschen Raum (MTN) Anwendung. Im Betrieb 
war ein fünfköpfiger Betriebsrat gewählt worden.

In der Nacht vom 2. zum 3* Januar 198■’4 brannte das Be­
triebsgebäude der Beklagten ab. Die Beklagte unterrichtete den 
Betriebsrat mit einem Schreiben vom 6. Januar 1984 über die 
daraus sich ergebende Lage. Der Betriebsrat schrieb nach Besich­
tigung der Brandstätte und einem Gespräch mit der Beklagten am 
9. Januar 1984 an diese wie folgt:
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"Der BR der Firma 0 u. Co. nimmt hiermit
Stellung zu Ihrem Schreiben vom 6.1.1984 an den 
BR. Nach der Besichtigung der Brandstätte durch 
die Vertreter der GHK (Z , T ) und
den BR der Firma (P , S , D ,
Pa und W ) haben wir den Brandschaden ge­
sehen, und vertreten ebenfalls die Meinung, daß 
hier zur Zeit an eine Produktion nicht zu denken 
ist, denn der Schaden ist einfach zu groß. Bei 
der Besprechung, die anschließend um 18.45 Uhr im 
Büro der Firmenleitung mit dem Verbandsvorsteher 
de V sowie einem weiteren Vertreter der Arbeit­
geberseite, Frau und Herrn 0 sowie die oben
genannten Damen und Herren des BR und der GHK statt­
gefunden hat, wurden alle offen stehenden Fragen 
geklärt u.a. VL-Leistung, Resturlaub, Krankenschei­
ne, BR bleibt weiter bestehen. Diese Besprechung 
wurde von beiden Seiten sachlich und recht harmo­
nisch durchgeführt. Von Seiten des BR bestehen 
deshalb keine Bedenken gegen die ausgesprochenen 
Kündigungen aller Arbeitnehmer. Ferner wurde eben­
falls beschlossen, daß für anfallende Arbeiten 
(Büro, Heizung, Aufräumarbeiten) Arbeitnehmer wei­
ter beschäftigt werden dürfen oder dazu aufgefordert 
werden. Unter der Berücksichtigung des § 52 aus dem 
MTN ist der BR mit den Kündigungen einverstanden, und 
hat auch keine Bedenken, daß die abgesprochenen Ver­
einbarungen eingehalten, und alle Arbeitnehmer wieder 
eingestellt werden sobald die Produktion wieder an­
läuft ."

Mit Schreiben vom 12. Januar 1984 kündigte die Beklagte 
nahezu allen Arbeitnehmern fristlos. Ungekündigt blieben ledig 
lieh die Verträge der Auszubildenden, des Meisters, der Büroan 
gestellten sowie einer Arbeitnehmerin in einem auswärtigen Be­
triebsteil. In dem Kündigungsschreiben hieß es:

"Nachdem in der Nacht vom 02. zum 03« Januar 84 un­
ser Betrieb durch einen Brand soweit zerstört wur­
de, daß auf absehbare Zeit die Wiederaufnahme der 
Produktion nicht möglich ist, sind wir gezwungen, 
die Arbeitsverhältnisse fristlos aufzukündigen.
Wir verweisen auf die für uns maßgebende Ziffer 52 
des Manteltarifvertrages, (MTN) in dem es heißt:

"Ist die Nachholung der Arbeitszeit durch die 
Art und Schwere der Störung des Betriebes un-
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möglich geworden, so entfällt jeglicher An­
spruch auf Vergütung der ausgefallenen Arbeits­
zeit. In diesem Fall ist der Arbeitgeber be­
rechtigt, die Arbeitsverhältnisse der von der 
Betriebsstörung betroffenen Arbeitnehmer frist­
los zu lösen. Er ist verpflichtet, die Arbeit­
nehmer mit den alten Rechten wieder einzustel­
len, sobald die Betriebsstörung mit ihren tech­
nischen Folgen beseitigt ist. Ein Anspruch auf 
Wiedereinstellung entfällt für die Arbeitneh­
mer, die nach Beseitigung der Störung auf Auf­
forderung des Arbeitgebers nicht unverzüglich 
erklären, daß sie - gegebenenfalls nach ord­
nungsgemäßer Lösung eines bestehenden Arbeits­
vertrages - zur Wiederaufnahme der Arbeit im 
alten Betrieb bereit sind. Der Arbeitgeber hat 
seine Verpflichtung zur Aufforderung erfüllt, 
wenn er diese durch eingeschriebenen Brief an 
die letzte ihm bekannte Adresse des Arbeitneh­
mers gerichtet hat.

Nur auf diese Weise ist es uns überhaupt möglich, 
den Betrieb wieder aufzubauen, sobald wir von der 
Versicherung die entsprechende Entschädigung für 
den Wiederaufbau erhalten haben. Würde der Betrieb 
weiter mit den laufenden Lohnkosten belastet werden, 
ohne zu produzieren, so wäre der Weg in den Kon­
kurs vorgezeichnet. Es gäbe keine Möglichkeit, den 
Betrieb neu zu errichten und somit die zerstörten 
Arbeitsplätze wieder zu schaffen.
Wir bedauern diese Entwicklung. Wir glauben jedoch, 
daß im Endeffekt auch in Ihrem Interesse nur die 
sofortige Lösung des Arbeitsverhältnisses zur Er­
haltung der Möglichkeit des Wiederaufbaues liegt.
Der Betriebsrat hat nach eingehender Beratung der 
Kündigung zugestimmt."

In der Zeit von März bis 15. Juni 1984 beschäftigte die 
Beklagte von den gekündigten Arbeitnehmern etwa 30 mit jeweils 
auf etwa einen Monat befristeten "zweckbestimmten Arbeitsver­
trägen" in unterschiedlichem Umfang für Aufräumarbeiten und für 
die Aufrechterhaltung einer Notproduktion.

Am 15. August 
Mitarbeitern unter

1984 schrieb die Beklagte 
Hinweis auf die seit März

allen gekündigten 
1984 entstandene
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äußerst schwierige Geschäftslage in der Möbelindustrie und auf 
Auflagen der Feuerversicherung für den Wiederaufbau:

• m »

Bei der jetzigen Sachlage steht für mich fest, 
daß bei einer Fortsetzung des Betriebes in 
nächster Zukunft mit einem finanziellen Zusam­
menbruch zu rechnen ist. Ich kann und werde das 
Risiko nicht eingehen, morgen Lieferanten und 
Löhne nicht mehr bezahlen zu können. Für die 
Fa. 0 & Co. GmbH ergibt sich daraus die
zwingende Notwendigkeit, den vorgesehenen Wie­
deraufbau sowie die Beseitigung der Brandschä­
den nicht durchzuführen. So sehr ich diese Ent­
wicklung bedaure, kann ich jedoch keine andere 
Entscheidung treffen. Dies bedeutet, daß die Fa. 
0 & Co. GmbH Sie nicht wieder einstellen
kann."

Die Arbeitsverhältnisse der im Januar nicht gekündigten Ar­
beitnehmer und Auszubildenden wurden am 31* August 1984 im ge­
genseitigen Einvernehmen gelöst. Diese Arbeitnehmer wurden von 
der bestehenden Einzelhandelsfirma des Geschäftsführers der Be­
klagten weiterbeschäftigt.

In der Folgezeit bemühte sich der Betriebsrat erfolglos um 
Gespräche mit der Beklagten zur Verhandlung über einen Sozial­
plan. Am 24. Januar 1985 beschloß er die Anrufung einer Eini­
gungsstelle und machte ein Verfahren auf Bestellung des Vorsit­
zenden und die Bestimmung der Zahl der Beisitzer anhängig, über 
den Ausgang des Verfahrens ist nichts bekannt.

Bei der Beklagten war auch die im damaligen Zeitpunkt 43- 
jährige Klägerin seit zwölf Jahren als Polstereihelferin halbtags 
mit einem Monatsverdienst von rd. 1.500,—  DM beschäftigt. Sie
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wurde ebenfalls am 12. Januar 1984 fristlos gekündigt, dann aber 
vom 1. März bis 15. Juni 1984 aufgrund mehrerer der genannten 
zweckbestimmten Arbeitsverträge von der Beklagten beschäftigt.

Die Klägerin, die zunächst im Schreiben der Beklagten vom 
15. August 1984 eine Kündigung gesehen und KUndigungsschutzklage 
erhoben, hilfsweise Wiedereinstellung beantragt hat, verlangt 
nunmehr von der Beklagten einen Nachteilsausgleich in Form einer 
Abfindung in Höhe von zehn Monatsverdiensten. Sie ist der An­
sicht, die Beklagte habe im August 1984 den Betrieb stillgelegt, 
ohne darüber mit dem Betriebsrat einen Interessenausgleich ver­
sucht zu haben. Bis dahin habe sie wie alle Arbeitnehmer darauf 
vertraut, daß der Betrieb wieder aufgebaut und sie wieder einge­
stellt werde. In einer Versammlung aller gekündigten Arbeitnehmer 
vom 16. Januar 1984, zu der der Betriebsrat und die Beklagte 
eingeladen hätten, sei erklärt worden, daß der Wiederaufbau acht 
bis neun Monate dauern werde und daß der Betriebsrat im Amt 
bleibe. Auch in der Folgezeit und noch Anfang August habe die 
Beklagte erklärt, daß die Produktion wieder aufgenommen werde und 
im August oder September 1984 wieder endgültige Arbeitsverträge 
geschlossen würden.

Die Klägerin hat vor dem Arbeitsgericht beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhält­
nis durch die Kündigung vom 15. August 
1984 nicht aufgelöst worden ist,
hilfsweise, die Beklagte zu verurteilen, 
sie wieder einzustellen,
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hilfsweise, die Beklagte zu verurteilen, 
an sie eine Abfindung von 15.000,—  DM 
zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Die Ar­
beitsverhältnisse seien am 12. Januar 1984 mit Zustimmung des 
Betriebsrats nach Nr. 52 MTN fristlos gekündigt worden. Einen 
Sozialplan habe der Betriebsrat nicht verlangt. Durch den Brand 
sei der Betrieb soweit zerstört worden, daß auf absehbare Zeit 
eine Wiederaufnahme der Produktion nicht möglich gewesen sei. Sie 
sei bei Ausspruch der Kündigung davon ausgegangen, daß der Be­
trieb wieder aufgebaut werden könne und daß sie dann nach Nr. 52 
MTN die Arbeitnehmer wieder einstellen müsse. Eine Zusage, den 
Betrieb wieder aufzubauen oder die Arbeitnehmer wieder einzu­
stellen, habe sie zu keiner Zeit abgegeben. Aus den im Schreiben 
vom 15. August 1984 angegebenen Gründen sei ein Wiederaufbau 
nicht vertretbar gewesen. Zu dieser Zeit sei der Betriebsrat 
nicht mehr im Amt gewesen, da seine Amtszeit spätestens am 31.
Mai 1984 abgelaufen sei. Eine Vereinbarung dahin, daß der Be­
triebsrat bis zur Wiederaufnahme der Produktion im Amt bleibe, 
sei nicht getroffen worden. Sie habe daher auch im August 1984 
mit einem Betriebsrat keinen Interessenausgleich mehr versuchen 
können.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Mit der Beru­
fung hat die Klägerin lediglich ihren Abfindungsanspruch weiter­
verfolgt. Die Berufung hat das Landesarbeitsgericht zurückgewie­
sen. Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin ihren 
Abfindungsanspruch weiter, während die Beklagte um Zurückweisung 
der Revision bittet.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Klägerin ist begründet. Die Klägerin kann 
von der Beklagten die Zahlung einer Abfindung verlangen. Zur Höhe 
der Abfindung bedarf es noch weiterer Feststellungen durch das 
Landesarbeitsgericht, so daß die Sache zurückverwiesen werden 
muß.

I. Das Landesarbeitsgericht hat in der endgültigen Einstellung 
des Betriebs durch die Beklagte im August 1984 eine Betriebsän­
derung gesehen. Zu dieser Zeit sei jedoch der Betriebsrat nicht 
mehr im Amt gewesen. Seine Amtszeit habe im Mai 1984 geendet. Ein 
Restmandat für den Betriebsrat komme nur dann in Betracht, wenn 
die Betriebsänderung während der Amtszeit des Betriebsrats be­
schlossen werde, über diese hinaus aber noch unter Beteiligung 
des Betriebsrats abgewickelt werden müsse. Eine Vereinbarung der 
Betriebspartner, daß der Betriebsrat über das Ende der Amtszeit 
hinaus im Amt bleibe, sei rechtlich nicht möglich. Die Beklagte 
habe daher im August 1984 keinen Interessenausgleich mit dem Be­
triebsrat versuchen müssen, so daß die Klägerin keine Abfindung 
verlangen könne.

Dieser Begründung des Landesarbeitsgerichts vermag der Senat 
nicht zu folgen.

II. Nach § 113 Abs. 3 in Verb, mit Abs. 1 BetrVG kann der 
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber eine Abfindung verlangen, wenn er 
infolge einer Betriebsänderung entlassen worden ist, die der Ar-
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beitgeber durchgeführt hat, ohne über sie einen Interessenaus­
gleich mit dem Betriebsrat versucht zu haben.

1. Die Beklagte hat am 15. August 1984 ihren Betrieb still­
gelegt .

a) Eine Betriebsstillegung setzt den ernstlichen und endgülti­
gen Entschluß des Unternehmers voraus, die Betriebs- und Produk- 
tionsgeraeinschaft zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer für einen 
seiner Dauer nach unbestimmten, wirtschaftlich nicht unerhebli­
chen Zeitraum aufzugeben (BAG Urteil vom 27. September 1984,
BAGE 47, 13 = AP Nr. 39 zu § 613 a BGB). Diesen Entschluß hat 
die Beklagte gefaßt. Ausweislich ihres Schreibens vom 15. August 
1984 hat sie sich aus den in diesem Schreiben angegebenen Gründen 
entschlossen, den zunächst vorgesehenen Wiederaufbau des Betriebs 
und die Beseitigung der Brandschäden nicht durchzuführen. Ohne 
einen Wiederaufbau war aber auch die Fortsetzung der Betriebstä­
tigkeit, die Herstellung von Polstermöbeln, nicht möglich. Die 
Beklagte hat diesen Entschluß auch in die Tat umgesetzt. Sie hat 
die Arbeitsverhältnisse der letzten bei ihr noch beschäftigten 
Arbeitnehmer zum 31. August 1984 gelöst. Sie hat den im Januar 
1984 gekündigten Arbeitnehmern mitgeteilt, daß sie nicht wieder 
eingestellt werden können. Sie hat den Betrieb nicht wieder auf­
gebaut. Damit war der frühere Betrieb, die Polstermöbelfabrik, 
stillgelegt.

b) Der Annahme einer Betriebsstillegung im August 1984 steht 
nicht entgegen, daß die Beklagte schon im Januar 1984 nahezu alle
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Arbeitnehmer des Betriebs entlassen hatte und seitdem im Betrieb 
nicht mehr, jedenfalls nicht mehr in Fortsetzung des ursprüngli­
chen Betriebszwecks der Produktion von Polstermöbeln, gearbeitet 
wurde. Diese Maßnahmen stellten noch keine Betriebsstillegung dar 
mit der Folge, daß der bereits stillgelegte Betrieb im August 
1984 nicht noch einmal stillgelegt werden konnte (vgl. dazu 
Entscheidung des Senats vom 17. März 1987 - 1 ABR 47/85 -, zur 
Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen).

Die Stillegung der Produktion schon im Januar 1984 beruhte 
nicht auf einer unternehmerischen Entscheidung der Beklagten, 
sondern war die unmittelbare Folge des Brandes und der dadurch 
bewirkten Zerstörung des Betriebs. Erst aufgrund dieser Situation 
hat sich die Beklagte entschlossen, den Arbeitnehmern dieses 
Betriebs zu kündigen. In der Regel ist allerdings die Kündigung 
aller Arbeitnehmer ein sicheres Anzeichen dafür, daß ein Betrieb 
stillgelegt wird. Mit der Lösung der Arbeitsverhältnisse soll die 
Produktionsgemeinschaft zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmern 
auf Dauer aufgelöst werden. Im vorliegenden Falle ist jedoch eine 
andere Betrachtung geboten.

Die Kündigung der Arbeitsverhältnisse erfolgte nicht in 
Ausführung einer Entscheidung der Beklagten, die Produktionsge­
meinschaft auf unabsehbare Zeit aufzulösen und den Betrieb 
stillzulegen. Die Beklagte beabsichtigte zum damaligen Zeitpunkt 
vielmehr, den Betrieb wieder aufzubauen und mit den Arbeitnehmern 
die Produktion von Polstermöbeln anschließend fortzusetzen. Das 
ergibt sich eindeutig aus den Kündigungsschreiben und dem eigenen
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Vorbringen der Beklagten, wonach sie im Zeitpunkt der Kündigungen 
davon ausging, daß der Betrieb wieder aufgebaut werde. Nur unter 
dieser Voraussetzung konnte die .Beklagte auch die Arbeitsver­
hältnisse der Arbeitnehmer nach Nr. 52 MTN fristlos kündigen.

Daraus, daß die Beklagte sich der Möglichkeit der Nr. 52 
MTN bediente, ergibt sich gleichzeitig, daß die Beklagte den Be­
trieb nach dem Wiederaufbau auch mit den bisherigen Arbeitnehmern 
fortfUhren wollte. Die gekündigten Arbeitnehmer erwarben nach 
Nr. 52 MTN einen Anspruch auf Wiedereinstellung für die Zeit 
nach Beseitigung der Brandschäden. Das war der Beklagten bekannt, 
auf diesen Anspruch hat sie die gekündigten Arbeitnehmer aus­
drücklich hingewiesen. Selbst wenn sich daher die Beklagte weder 
den Arbeitnehmern noch dem Betriebsrat gegenüber verpflichten 
wollte, den Betrieb wieder aufzubauen, hat sie mit ihrem Vorgehen 
doch die Entscheidung dokumentiert, daß die Produktionsgemein­
schaft zwischen ihr und den Arbeitnehmern jedenfalls solange 
nicht aufgelöst werden sollte, als sie noch gewillt war, den Be­
trieb wieder aufzubauen und die Produktion von Polstermöbeln an­
schließend mit den bisherigen Arbeitnehmern fortzusetzen.

Die Beklagte hat daher im Januar 1984 den Betrieb nicht 
"stillgelegt", vielmehr auf eine unabhängig von ihrer Entschei­
dung eingetretene Unterbrechung der Betriebstätigkeit mit den für 
diesen Fall durch Nr. 52 MTN gegebenen rechtlichen Möglichkeiten 
reagiert. Das ist auch von den Arbeitnehmern und vom Betriebsrat 
so gesehen worden, der in seinem Schreiben vom 9. Januar 1984 
zum Ausdruck gebracht hat, daß er keine Bedenken habe, daß die
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abgesprochenen Vereinbarungen eingehalten und alle Arbeitnehmer 
wieder eingestellt werden, sobald die Produktion wieder anläuft, 
zumal schon früher bei Bränden im-Betrieb in gleicher Weise ver­
fahren wurde.

Durch den Brand im Januar 1984 ist daher lediglich eine Be­
triebsunterbrechung eingetreten. Mit der dadurch veranlaßten Lö­
sung der Arbeitsverhältnisse nahezu aller Arbeitnehmer für die 
Dauer der Unterbrechung ist der Betrieb noch nicht stillgelegt 
worden.

2. Hat daher die Beklagte den Betrieb erst im August 1984 
stillgelegt, so war sie nach den §§ 111, 112 BetrVG verpflichtet, 
über diese Stillegung den Betriebsrat zu unterrichten, die 
Stillegung mit ihm zu beraten und einen Interessenausgleich über 
die Betriebsstillegung mit dem Betriebsrat zu versuchen.

a) Diese Verpflichtung entfiel zunächst nicht deshalb, weil die 
Beklagte im August 1984, als sie den Entschluß faßte, den Betrieb 
nicht wieder aufzubauen sondern stillzulegen, nur noch weniger 
als 20 Arbeitnehmer beschäftigte.

Ob der Betriebsrat bei Betriebsänderungen zu beteiligen ist, 
hängt nach § 111 Satz 1 BetrVG davon ab, ob im Betrieb "in der 
Regel" mehr als 20 wahlberechtigte Arbeitnehmer beschäftigt wer­
den. Maßgebend für die Bestimmung der regelmäßigen Beschäftig­
tenzahl ist nicht die Zahl der zufällig im Zeitpunkt der Be­
triebsstillegung beschäftigten Arbeitnehmer, sondern die normale

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-13-

Zahl der Beschäftigten des Betriebs, d.h. diejenige Personal­
stärke, die für den Betrieb im allgemeinen kennzeichnend ist (BAG 
Urteil vom 22. Februar 1983, BAGE. 42, 1 = AP Nr. 7 zu § 113 

BetrVG 1972). Damit kommt es nicht auf die Zahl der Arbeitnehmer 
an, die die Beklagte während der Zeit der durch den Brand be­
wirkten Unterbrechung der Betriebstätigkeit oder unmittelbar vor 
der Entscheidung, den Betrieb nicht wieder aufzubauen, für Auf­
räumungsarbeiten, für eine Notproduktion oder sonstige Tätigkei­
ten beschäftigte, sondern auf die regelmäßige Beschäftigtenzahl 
im Betrieb vor dem Brand, mit der auch der Betrieb nach dem Wie­
deraufbau wieder fortgesetzt werden sollte. Das aber waren rd.
70 Arbeitnehmer.

b) Die Verpflichtung der Beklagten, mit dem Betriebsrat einen 
Interessenausgleich über die Betriebsstillegung zu versuchen, war 
nicht dadurch weggefallen, daß die Amtszeit des Betriebsrats 
schon durch die Kündigung aller Betriebsratsmitglieder im Januar 
1984, spätestens aber am 31* Mai 1984 beendet worden war. Der 
bis zum Brand im Betrieb bestehende Betriebsrat behielt vielmehr 
ein Restmandat zur Wahrnehmung der Beteiligungsrechte an der von 
der Beklagten im August 1984 beschlossenen Betriebsstillegung.
Das Bundesarbeitsgericht hat wiederholt entschieden, daß im Falle 
einer Betriebsstillegung, bei der auch die Arbeitsverhältnisse 
der Betriebsratsmitglieder gekündigt werden können (§ 15 Abs. 4 
KSchG), und bei der daher mit der Kündigung der Arbeitsverhält­
nisse aller Betriebsratsmitglieder auch ein Betriebsrat nicht 
mehr besteht (§ 24 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG), der Betriebsrat doch 
ein Restmandat behält zur Wahrnehmung seiner mit der Betriebs-
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stillegung zusammenhängenden gesetzlichen Aufgaben (Beschluß vom 
30. Oktober 1979 - 1 ABR 112/77 - AP Nr. 9 zu § 112 BetrVG 
1972).

c) Dem Landesarbeitsgericht ist zuzugeben, daß ein solches 
Restmandat des Betriebsrats bislang nur für Fälle bejaht worden 
ist, in denen eine Betriebsstillegung zu einer Zeit beschlossen 
worden ist, in der im Betrieb ein Betriebsrat (noch) bestand, die 
Beteiligung des Betriebsrats also noch während seiner Amtszeit 
jedenfalls beginnen konnte. Im vorliegenden Fall hat die Beklagte 
sich jedoch zur Betriebsänderung erst entschlossen, als die 
Amtszeit des Betriebsrats bereits ihr Ende gefunden hatte. Das 
rechtfertigt für Fälle der vorliegenden Art jedoch keine andere 
Beurteilung.

Die Anerkennung eines Restmandats für den Betriebsrat über 
das Ende seiner Amtszeit hinaus beruht auf der Erwägung, daß ge­
rade im Falle einer Betriebsstillegung die Beteiligungsrechte des 
Betriebsrats leerlaufen müßten, wenn der Betriebsrat nach der 
Beendigung der Arbeitsverhältnisse aller seiner Mitglieder nicht 
mehr tätig werden könnte. Verhandlungen über einen Sozialplan 
nehmen vielfach eine längere Zeit in Anspruch, so daß die Zeit 
bis zur Beendigung der Arbeitsverhältnisse der Betriebsratsmit­
glieder bis zu einer Einigung der Betriebspartner nicht aus­
reicht. Das gilt erst recht, wenn eine Einigungsstelle angerufen 
und deren Bildung im Verfahren nach § 98 ArbGG betrieben werden 
muß, oder wenn Uber die Wirksamkeit des Spruchs der Einigungs­
stelle unter den Betriebspartnern Streit entsteht, der zu einem
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gerichtlichen Verfahren führt. Würde der Betriebsrat in diesen 
Fällen nach Beendigung der Arbeitsverhältnisse seiner sämtlichen 
Mitglieder nicht mehr tätig werden können, könnte es zur Verein­
barung eines Sozialplans nur dann kommen, wenn darüber eine Ei­
nigung bis zum Ausscheiden der Betriebsratsmitglieder aus dem 
Betrieb gelingt. Streitigkeiten über die Wirksamkeit eines zu­
stande gekommenen Sozialplans könnten nach diesem Zeitpunkt nicht 
zu Ende geführt werden. Von daher besteht ein unabweisbares Be­
dürfnis, die Beteiligungsrechte des Betriebsrats anläßlich einer 
Betriebsstillegung auch für den Fall fortbestehen zu lassen, daß 
die Arbeitsverhältnisse der Betriebsratsmitglieder mit der 
Stillegung des Betriebs enden und daher der Betriebsrat an sich 
aufhört zu bestehen.

Die gleichen Erwägungen gelten auch in Fällen der vorlie­
genden Art.

Die Beklagte hat - wie dargelegt - nach dem Brand im Januar 
1984 den Betrieb nicht stillgelegt. Sie hat sich vielmehr ent­
schlossen, den Betrieb wieder aufzubauen und anschließend die 
Produktion mit den Arbeitnehmern fortzusetzen. Ohne Kündigung der 
Arbeitsverhältnisse wäre sie bis zu diesem Zeitpunkt zur Fort­
zahlung des Lohnes verpflichtet gewesen (% 615 BGB). Um diese 
Lohnzahlungspflicht zu vermeiden, hätte die Beklagte aus be­
triebsbedingten Gründen - allerdings nur unter Einhaltung der 
Kündigungsfristen - kündigen können. Ohne eine Verpflichtung, die 
Arbeitnehmer nach dem Wiederaufbau wieder einzustellen, hätte 
darin eine Betriebsstillegung, zumindest aber eine Betriebsein-
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Schränkung gelegen, die die Beteiligungsrechte des Betriebsrats 
nach den §§ 111, 112 BetrVG ausgelöst hätte, unabhängig davon, ob
auch die Arbeitsverhältnisse der•Betriebsratsmitglieder gekündigt 
worden wären. Die Beklagte wäre dann frei gewesen in ihrer Ent­
scheidung, den Betrieb wieder aufzubauen oder nicht und im Falle 
eines Wiederaufbaus den Betrieb auch mit anderen Arbeitnehmern 
fort zusetzen.

Die Beklagte hat die ihr durch Nr. 52 MTN eingeräumte Mög­
lichkeit genutzt, sich durch fristlose Kündigungen sofort von der 
Lohnzahlungspflicht zu befreien, allerdings mit der Folge, daß 
die Arbeitnehmer einen Anspruch auf Wiedereinstellung nach dem 
Wiederaufbau erwarben. Diese Möglichkeit entsprach auch ihrer 
damaligen Entscheidung, den Betrieb wieder aufzubauen und die 
Produktion anschließend fortzusetzen, den Betrieb also gerade 
nicht stillzulegen mit der Folge, daß die Beteiligungsrechte des 
Betriebsrats, die für eine Betriebsänderung gegeben sind, nicht 
zu beachten waren.

Erst später hat sich die Beklagte anders entschlossen. Sie 
mag dafür sachliche Gründe gehabt haben. Erst aufgrund dieser 
späteren Entscheidung wurde die durch den Brand bewirkte Be­
triebsunterbrechung zur Betriebsstillegung. Die für eine Be­
triebsstillegung begründeten Beteiligungsrechte des Betriebsrats 
können nicht deswegen in Wegfall kommen, weil die durch den Brand 
bewirkte Betriebsstörung die Beklagte berechtigte, die Arbeits­
verhältnisse ihrer Arbeitnehmer - auch der Betriebsratsmitglie­
der -, wenn auch verbunden mit einem Wiedereinstellungsanspruch,
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zu lösen. Die Regelung der Nr. 52 MTN dient der Verteilung des 
Lohnrisikos im Falle länger dauernder unverschuldeter Betriebs­
störungen nur für den Fall, daß.die Betriebsstörung beseitigt und 
anschließend der Betrieb mit den wieder eingestellten Arbeitneh­
mern fortgeführt wird. Geht man mit der Beklagten davon aus, daß 
Nr. 52 MTN für den Arbeitgeber nicht die Verpflichtung begrün­
det, die Betriebsstörung auch tatsächlich zu beseitigen und damit 
den Wiedereinstellungsanspruch zum Tragen kommen zu lassen, so 
beinhaltet diese Regelung für den Arbeitgeber jedoch das Recht, 
die Entscheidung darüber, ob er die Betriebsstörung - hier den 
Brand - zum Anlaß nehmen will, den Betrieb stillzulegen oder 
nicht, hinauszuschieben. Entscheidet er sich später für die 
Stillegung des Betriebs, so kann diese Entscheidung nur unter den 
gleichen rechtlichen Bedingungen erfolgen, unter denen sie un­
mittelbar nach dem Brand hätte getroffen werden können. Zu jenem 
Zeitpunkt wäre der Betriebsrat zu beteiligen gewesen. Die Be­
klagte muß daher den Betriebsrat auch jetzt beteiligen. Schon das 
erfordert die Aufrechterhaltung des Mandats des Betriebsrats zur 
Wahrnehmung dieser Beteiligungsrechte.

Die Beklagte hätte daher im August 1984 den Betriebsrat von 
ihrer Absicht, den Betrieb nicht wieder aufzubauen, unterrichten 
und über die Betriebsstillegung einen Interessenausgleich mit dem 
Betriebsrat versuchen müssen.

d) Gegen diese Verpflichtung spricht auch nicht, daß für einen 
Interessenausgleich, d.h. für die Frage, ob und wie die Be­
triebsstillegung durchgeführt werden soll, im August 1984 prak-
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tisch kein Regelungsspielraum mehr bestand, nachdem die Arbeits­
verhältnisse bereits gekündigt waren. Die Rechtsbeziehungen zwi­
schen der Beklagten und ihren Arbeitnehmern waren noch nicht 
vollständig erloschen. Die Arbeitnehmer hatten ein Anspruch auf 
Wiedereinstellung für den Fall, daß der Betrieb wieder aufgebaut 
wird. Erst der Entschluß der Beklagten, den Betrieb stillzulegen, 
führte zum endgültigen Verlust dieser Wiedereinstellungsansprü­
che. Gegenstand eines Interessenausgleichs hätte daher bei­
spielsweise sein können, wann und unter welchen Voraussetzungen 
dieser Verlust eintreten sollte.

3. Die Klägerin ist auch infolge der Betriebsstillegung "ent­
lassen" worden. Zwar war ihr Arbeitsverhältnis bereits im Januar 
gekündigt worden, diese Kündigung hat jedoch - wie dargelegt - 
nicht zur Auflösung der Produktionsgemeinschaft zwischen der Be­
klagten und ihren Arbeitnehmern geführt, diese vielmehr nur sus­
pendiert. Erst die Stillegung des Betriebs führte dazu, daß die 
Klägerin aus den bis dahin fortbestehenden Beziehungen zum Be­
trieb ausschied und ihren Arbeitsplatz im Betrieb endgültig ver­
lor. Sinn und Zweck der Regelung in § 113 Abs. 3 in Verb, mit 
Abs. 1 BetrVG rechtfertigen es, in diesem Vorgang eine "Ent­
lassung" im Sinne dieser Vorschrift zu sehen, so daß die Klägerin 
von der Beklagten die Zahlung einer Abfindung verlangen kann.

III. Das Landesarbeitsgericht hat von seinem Standpunkt aus zu 
Recht keine Feststellungen darüber getroffen, welche Abfindung 
angemessen wäre oder welcher wirtschaftliche Nachteil der Klä­
gerin tatsächlich dadurch entstanden ist, daß die Beklagte den

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Betrieb nicht wieder aufgebaut und die Klägerin nicht wieder 
eingestellt hat. Der Senat kann daher über den Antrag der Kläge­
rin, an sie eine Abfindung von 1.5.000,—  DM zu zahlen, nicht ab­
schließend entscheiden, so daß die Sache zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen 
werden muß.

Dr. Kissel Dr. Heither Matthes
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